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«Streiche: 
Rheinland-Pfalz - 
Wir machen's 
einfach besser. 
Setze: Mit  
ganzem Herzen 
Rheinland-
Pfalz!»  
 
(Text eines erfolg-
reichen Änderungs-
antrags auf dem 
Kleinen Parteitag  
der CDU in Bingen 
am 21.1. Die Ände-
rung betraf den Titel 
des «Regierungs-
programms» der 
CDU für die 
Landtagswahl am 
26. März 2006)  

Service 

Zitat 

Themen in die-
ser Ausgabe: 

 Interessant: Obwohl sich von Tag zu Tag 
immer mehr herausgestellt hat, dass es kei-
nerlei Skandal um die Aktivitäten des BND 
in Bagdad gegeben hat, hält sich in den Me-
dien hartnäckig der Begriff „BND-Affäre“. 
Richtig wäre es eher, von einer 
„PANORMA-Affäre“ oder einer „SPIEGEL-
Affäre“ zu sprechen. Beide Medien haben 
Verdächtigungen in die Welt gesetzt, ohne 
eine einzige seriöse Quelle dafür zu benen-
nen. 
 
Der eigentliche Skandal wäre gewesen, 
wenn deutsche Geheimdienste der deut-
schen Bundesregierung keine Lageberichte 
aus eigener Erkenntnis hätte liefern können. 
 
Besonders peinlich ist das Verhalten der 
drei Oppositionsparteien in dieser Frage. 
Die PDS kümmert sich ohnehin nicht um die 
Wahrheit oder Notwendigkeit. Die FDP 
stimmt zwar zu, dass alle Fragen beantwor-

 

tet wurden, wollte aber weiterhin einen Un-
tersuchungsausschuss einsetzen. Die Grü-
nen wissen nicht, was sie wollen. Einziger 
gewünschter Effekt, vor allem von PDS und 
FDP: Jeden Tag aufs Neue in den Medien 
erscheinen. PDS und FDP wollen den größ-
ten politischen Erfolg der Regierung Schrö-
der zerreden und vergessen dabei leichtfer-
tig die politische Wahrhaftigkeit. 
 
Ich kann nur hoffen, dass dies kein Vorge-
schmack auf die Oppositionsarbeit der 
nächsten vier Jahre war, mit PDS und FDP 
als Vertreter von Extrempositionen und einer 
grünen Partei, die nicht zu sich findet. 
 
Und ich hoffe auch, dass sich deutsche Me-
dien nicht mehr auf fragwürdige Quellen aus 
der Umgebung der Bush-Administration ver-
lassen. 
 

 - Ulrich Kelber - 

Pläne der EU-Kommission zum "Product Placement" stoßen auf Kritik 

D i e  v o n  d e r  E U -
Kommission geplante Revi-
sion der EU-Richtlinie 
"Fernsehen ohne Grenzen" 
soll auf veränderte techni-
sche Rahmenbedingungen 
reagieren und mögliche 
Wettbewerbsverzerrungen 
beseitigen. Künftig sollen 
etwa die Werbevorschriften 
l iberal isiert und das 
"Product Placement", also 
die Einbindung eines Pro-
dukts oder einer Dienstleis-
tung durch visuelle oder 
verbale Platzierung in ei-
nem Spielfilm oder einer 
anderen Programmform, 
legalisiert werden. Das sag-
te Kulturstaatsminister 
Bernd Neuman am Mitt-
wochnachmittag in der Sit-

zung des Kulturausschus-
ses. Anbieter gleicher Inhal-
te sollen so künftig im ge-
samten EU-Binnenmarkt 
gleichen Bedingungen un-
terliegen. Insbesondere die 
Pläne zum "Product Place-
ment" stießen bei den Ab-
geordneten aller Fraktionen 
auf Kritik. Es sei nicht aus-
reichend, wenn künftig nur 
im Vor- oder Abspann von 
Sendungen auf diese Form 
der Werbung hingewiesen 
werden müsse. Die Unions-
fraktion regte an, über eine 
Selbstverpflichtung der pri-
vaten Fernsehsender nach-
zudenken, nach der sie frei-
willig auf das "Product Pla-
cement" verzichten würden. 
Auch die SPD betonte, über 

die vorgesehenen Rege-
lungen zur Produktplatzie-
rung müsse nochmals dis-
kutiert werden. Die Trans-
parenz der Trennung von 
Werbung und Programm 
müsse erhalten bleiben. 
Die Fraktion Die Linke gab 
zu Bedenken, dass die 
geplante Fernsehrichtlinie 
erst bis 2012 in nationales 
Recht umgesetzt werden 
müsse - und niemand wis-
se, wie das Fernsehen 
dann aussehen werde. 
Auch die FDP vertrat die-
sen Standpunkt: Es könne 
sein, dass "das, was jetzt 
mit großem Aufwand dis-
kutiert wird, in wenigen 
Jahren obsolet ist".  



Auf viel Unterstützung 
stieß Bundesminister Sig-
mar Gabriel (SPD), als er 
am Mittwochvormittag 
über die Perspektiven der 
Umweltpolitik der Bundes-
regierung in der 16. Wahl-
periode sprach. Die Koali-
tionsfraktionen wie auch 
die Fraktion der Bündnis-
grünen stimmten ihm in 
der Aussage zu, die Um-
weltpolitik müsse künftig 
in den Mittelpunkt der Po-
litik gerückt werden. Der 
Minister nannte drei große 
Ziele seiner künftigen Po-
litik: die Schaffung eines 
Umweltgesetzbuches, den 
Abbau von Bürokratie so-
wie die Schaffung von 
Arbeitsplätzen durch Um-
weltpolitik. Sowohl Grüne 
als auch die Koalition si-
cherten Gabriel zu, diese 
Vorhaben zu unterstützen. 
Insbesondere das ange-
strebte Umweltgesetz-
buch sei von immenser 
Bedeutung. Koalition und 
Bündnis 90/Grüne waren 
sich einig darin, dass die-
ses Ziel im Rahmen der 

geplanten Föderalismus-
reform erreicht werden 
müsse. "Wenn wir das in 
dieser Legislatur nicht auf 
den Weg bringen, dann 
schaffen wir es nie", so 
die CDU/CSU. Die SPD 
betonte, es gehe nicht um 
die Föderalismusreform 
"im Großen und Ganzen", 
man müsse vielmehr 
"gezielt in kleinen Ände-
rungsbereichen anset-
zen", um Lösungen zu 
finden. Die Grünen kriti-
sierten, die bisherigen 
Vorhaben zur Föderalis-
musreform seien 
"offensichtlich ohne einen 
Gedanken an den Schutz 
der Umwelt zusammenge-
strickt worden". Zudem 
ergäben sich daraus grö-
ßere Schwierigkeiten bei 
der Umsetzung der EU-
Richtlinien und in der Fol-
ge Rechtsunsicherheiten. 

Auf Zustimmung stießen 
auch Gabriels Pläne, ei-
nen Energiepass einzu-
führen, eine Strategie zur 

biologischen Vielfalt vor-
zulegen und den Bereich 
der erneuerbaren Ener-
gien auszubauen. Im Be-
reich der Energiepolitik 
gebe es drei Ziele: Ver-
sorgungssicherung, Kli-
maschutz und Preisstabili-
tät. Zum Thema Atomaus-
stieg sagte Gabriel, 
Deutschland könne "sich 
den Atomausstieg leis-
ten", die Endlagersuche 
müsse fortgesetzt werden. 
Kritisch äußerten sich die 
Bündnisgrünen zu Gab-
riels Ausführungen zum 
Einsatz der Gentechnik. 
Diese dürfe weder beför-
dert noch verfolgt werden. 
Zudem sei es nicht richtig, 
wenn die Koalition immer 
wieder die Gegensätze 
zwischen dem Umwelt-
schutz und den Interessen 
der Industrie betonten. 
Vielmehr eröffneten sich 
der Wirtschaft insbeson-
dere im Bereich der Be-
schäftigung erhebliche 
Chancen durch den Um-
weltschutz. 

Gabriel will Umweltgesetzbuch auf den Weg bringen 
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Koalition will Rahmen für Nutzung der Gentechnik neu abstecken 

Die Fraktionen von CDU/
CSU und SPD wollen den 
Rahmen für die weitere 
Entwicklung und Nutzung 
von Gentechnik in allen 
Lebens- und Wirtschafts-
bereichen abstecken und 
haben dazu einen Gesetz-
entwurf (16/430) einge-
bracht. Dieser soll die so 
g e n a n n t e  E U -
Freisetzungsrichtlinie voll-
ständig umsetzen und re-
gelt das Ausbringen von 
gentechnisch veränderten 
Organismen (GVO). Die 
Vorlage enthält Vorschrif-
ten zum Monitoring gen-
technisch veränderter Or-
ganismen sowie eine 
zwingende Kennzeich-
nung auf allen Stufen des 
Inverkehrbringens. Ein-

blick soll die Öffentlich-
keit nicht nur in die 
Standorte von Freiset-
zungen von GVOs erhal-
ten, sondern auch in die 
Standortauswahl beim 
Anbau solcher gentech-
nischer veränderter 
Pflanzen, wenn diese als 
Produkte zugelassen 
sind. Eigenen Angaben 
zufolge möchten die Ko-
alitionsfraktionen auch 
die Öffentlichkeitsinfor-
mation und -beteiligung 
ausbauen. Zudem sollen 
nach ihren Vorstellungen 
Genehmigungsverfahren 
beschleunigt werden, 
etwa indem bei der Be-
handlung eines Antrages 
behördenintern Fristen 
gesetzt werden. Die Koa-

litionsfraktionen heben her-
vor, dass diesem Gesetz 
noch weitere Schritte zur 
Änderung des deutschen 
Gentechnikrechts folgen 
müssten. 
Zu den für Länder und Ge-
meinden anfallenden Mehr-
kosten durch einen erhöhten 
Verwaltungs- und Überwa-
chungsaufwand haben die 
Fraktionen keine Angaben 
gemacht. Zwar seien Mehr-
kosten für denjenigen, der 
ein Produkt, das gentech-
nisch veränderte Organis-
men enthält oder aus sol-
chen besteht, in den Verkehr 
bringt oder damit umgeht, 
aufgrund der Änderungen 
nicht auszuschließen, heißt 
es. 



Für eine rasche Über-
prüfung der mit dem 
Koalitionspartner getrof-
fenen Vereinbarung 
zum Einsatz von heimi-
schen Saisonarbeits-
kräften, machte sich 
Bundesernährungsmi-
nister Horst Seehofer 
(CSU) im Ausschuss für 
Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucher-
schutz am Mittwochvor-
mittag stark. Bei einer 
Arbeitsmarktlage von 
annähernd fünf Millio-
nen Arbeitslosen müsse 
es möglich sein, auf 
rund 30.000 Saisonar-
beitskräfte jährlich zu-
rückzugreifen, so der 
Minister. Er bekräftigte 
damit eine im Koaliti-
onsvertrag gemachte 
Aussage und erklärte, 
zusammen mit den Ar-
beitsagenturen die Ar-
beitsmarktlage zu erör-
tern, um sicherzustel-
len, dass eine ausrei-
chende Zahl an Helfern 
für die im März begin-
nenden Ernten zur Ver-
fügung stehen. "Wir 
können nicht erst auf 
einen Offenbarungseid 
der Bundesagentur war-
ten, sondern müssen 
das bis Mitte Februar 
hinkriegen." Wenn 
Schwachstellen aufträ-
ten, müsse man sich 
über praktikable Lösun-
gen Gedanken machen. 
Anders als bei anderen 
Wirtschaftsbereichen, 
wie etwa der Gastrono-
mie, gäbe es bei Ernten 
nur einen sehr schma-
len zeitlichen Korridor. 
Würden in dieser Zeit 
nicht ausreichend Ar-
beitskräfte zur Verfü-
gung stehen, bekomme 

man "den maximalen 
Schaden". "Hier drückt es 
gewaltig", sekundierte die 
Union dem Minister. Nach 
ihrer Darstellung treibe die 
Landwirte die Sorge um, 
wie die für März, April und 
Mai ausstehenden Ernten 
eingefahren werden könn-
ten. Die Abgeordneten 
wandten sich mit der Bitte 
an den Minister, auf Bun-
desarbeitsminister Franz 
Müntefering (SPD) zuzu-
gehen und eine Lösung 
für den Mangel an heimi-
schen Arbeitskräften zu 
finden. So stelle sich die 
geschilderte Situation re-
gional sehr unterschied-
lich dar. Dies sei auch bei 
einem Zusammentreffen 
mit Vertretern der Bun-
desagenturen deutlich 
geworden. Die SPD sagte 
ihre Unterstützung für ei-
nen begrenzten Einsatz 
von Saisonarbeitskräften 
zu. Ferner hielt Seehofer 
an dem Vorhaben fest, die 
auf das Ernährungsminis-
terium entfallenden Ein-
sparungen im Umfang von 
200 Millionen Euro zu 
erbringen, zeigte sich a-
ber gesprächsbereit dar-
über, an welcher Stelle 
man den Rotstift anset-
zen. 
Als weitere Schwerpunkte 
seiner Arbeit nannte See-
hofer für das Jahr 2006 
ein Verbraucherinformati-
onsgesetz und ein Gen-
technikgesetz. Er hob her-
vor, dass das Verbrau-
cherinformationsgesetz, 
das man bis März ins Par-
lament einbringen wolle, 
ein Dienstleistungsange-
bot an den Bürger sei und 
damit nicht zusätzlich Bü-
rokratie aufgebaut werden 

solle. Geplant sei, künftig 
eine Verbraucherminister-
konferenz institutionell 
anzusiedeln, um den 
Verbraucherschutz zu 
stärken und einen verbes-
serten Informationsaus-
tausch zu gewährleisten. 
Mit Blick auf jüngste 
Fleischskandale hob er 
hervor, dass künftig die 
Namen von Unternehmen 
genannt werden sollen, 
die gegen Regeln der Le-
bensmittelwirtschaft ver-
stießen. Auf Nachfrage 
der Fraktion Die Linke 
zeigte sich Seehofer be-
reit, dort wo Regelverstö-
ße vorlägen, das Aus-
kunftsbegehren von Bür-
gern gebührenfrei zu ma-
chen. 
Nicht allein auf die Haf-
tungsfrage möchte der 
Ernährungsminister die 
Gentechnik reduziert se-
hen. Aus seiner Sicht geht 
es darum, mit Wirtschaft, 
Wissenschaft und Geg-
nern von Gentechnik ei-
nen intensiven Dialog zu 
führen, um die Frage nach 
der Art der Nutzung der 
grünen Gentechnik zu 
klären. 

Seehofer erwägt Einsatz von Saisonarbeitern bei der Ernte 

Alle angegebenen 
Drucksachen 

lassen sich auf 
der Internetseite 
des Bundestages 

finden unter: 
http://

dip.bundestag.de/
parfors/

parfors.htm 
Dort einfach die 

Nr. eingeben 

Seite 3 Nr. 2/2006 



Büro Berlin: 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Tel: 030—227 700 26 
Fax: 030—227 760 08 
Email: ulrich.kelber@bundestag.de 

Büro Bonn: 
Clemens-August-Str. 64 
53115 Bonn 
Tel: 0228—280 31 35 
Fax: 0228—280 31 36 
Email: 
ulrich.kelber@wk.bundestag.de 

Ulrich Kelber 
Bonns 
Bundestagsabgeordneter 

bedingte, sondern dar-
über hinaus auch auf-
tragsbedingte Ausfälle. 
Zur Begründung heißt 
es, die Erfahrungen der 
letzten Jahre hätten 
gezeigt, dass die Be-
schäftigten trotz der 
bestehenden Winter-
bauförderung oft in 
kurzzeitige Arbeitslosig-
keit entlassen würden. 
Dies führe zu Ausga-
ben beim Arbeitslosen-
geld, und auch die Ar-
beitslosenversicherung 
werde indirekt belastet. 
Darüber hinaus verur-
sachten regelmäßige, 
kurze Perioden der Ar-
beitslosigkeit erhebli-
chen Verwaltungs- und 
Kostenaufwand. Wenn 
es gelinge, die Be-
schäftigungsverhältniss
e in den genannten 
Branchen während des 
ganzen Jahres aufrecht 
zu erhalten, würde dies 
die Arbeitsverwaltung 
entlasten. Die Arbeitslo-
senversicherung werde 
die neue Leistung von 
der ersten Ausfallstun-
de an bereitstellen, so 
Union und SPD. Vorge-
sehen ist ferner, dass 

CDU/CSU und SPD 
haben einen Gesetz-
entwurf zur Förderung 
ganzjähriger Beschäfti-
gung (16/429) vorge-
legt, mit dem ein Sai-
son-Kurzarbeitergeld 
als neue Sonderform 
des Kurzarbeitergeldes 
eingeführt werden soll. 
Ziel ist es, die Winterar-
beitslosigkeit zu be-
kämpfen und Beschäfti-
gungsverhältnisse in 
Bau- und Saisonbetrie-
ben ganzjährig zu er-
halten. Der Anwen-
dungsbereich des Sai-
son-Kurzarbeitergeldes 
soll sich neben dem 
Baugewerbe auch auf 
weitere Wirtschafts-
zweige mit saisonbe-
dingten Arbeitsausfäl-
len erstrecken, bei-
spielsweise die Land- 
und Forstwirtschaft, die 
Baustoffindustrie, das 
Maler- und Lackierer-
handwerk oder das 
Steinmetz- und Bild-
hauerhandwerk. Die 
Schlechtwetterzeit gilt 
dabei vom 1. Dezember 
bis zum 31. März. Er-
fasst werden sollen 
nicht mehr nur wetter-

Arbeitgeber und regel-
mäßig auch Arbeitneh-
mer über eine Umlage 
ergänzende Leistungen 
finanzieren. Dieses 
System solle gleichzei-
tig Vorbild für andere 
Wirtschaftszweige mit 
hohen Arbeitsausfallzei-
ten im Winter sein. Die 
Tarifpartner würden 
einbezogen, die Finan-
zierung des neuen Leis-
tungssystems zu si-
chern. Zugunsten der 
Arbeitnehmer nennen 
die Fraktionen das aus 
der Winterbauförderung 
bekannte Wintergeld. 
Dies werde als Aus-
gleich für wetterbeding-
te Mehraufwendungen 
bei geleisteten Stunden 
während der Förderzeit 
gezahlt. 
Als besonders viel ver-
sprechend stufen die 
Fraktionen die umlage-
finanzierte Erstattung 
der vom Arbeitgeber zu 
tragenden Sozialversi-
cherungsbeiträge ein. 
Dadurch würden Arbeit-
geber von den wesentli-
chen Lasten einer Fort-
beschäftigung der Ar-
beitnehmer befreit.  

Koalition will Saison-Kurzarbeitergeld einführen 

… und  im  In te rne t  
un te r  

w w w . k e lb e r . d e  

Karikatur: Klaus Stuttmann 

Tipps für Kinder: 
 
http://
www.taschengeldgangster.
de/ 

 Service 

28.01.06, 11:00 - Dortmund 
Verbraucherpolitische Kon-
ferenz der SPD NRW 
 
29.01.06, 11:11 - Bonn 
Prinzenempfang der Wiesse 
Müüs, Bristol 
 
30.01.06, 18:30 - Leverkus. 
Treffen der regionalen SPD-
Vorstände 
 
02.02.06, 19:30 - Bonn 
Treffen m. Bürgerverein 
Holzlar, Waldcafe 
 
04.02.06, 17:00 - Bonn 
Große Bürgersitzung der 
Ehrengarde, Beethovenhalle 

 Termine 

Die Texte der Seiten 2-4 
stammen vom Pressezent-
rum des Bundestages und 
der SPD-Bundestagsfraktion. 

 



A K T U E L L E  S T U N D E  

Diskussion zur Mehrwertsteuer 
 

In einer Aktuellen Stunde auf Antrag der Frakti-
on Die LINKE wurde über den „Vorschlag des 
Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt bei ei-
ner entsprechenden Entwicklung der Steuerein-
nahmen 2006 auf eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer zu verzichten“ diskutiert. Der Minis-
terpräsident von Sachsen-Anhalt, Wolfgang 
Böhmer (CDU), war in der Aktuellen Stunde an-
wesend und nutzte die Debatte, um seine jüngs-
ten Äußerungen gegen den Koalitionsbeschluss 
zurechtzurücken. Es sei „eine verunglückte Äu-
ßerung“ gewesen, räumte er ein. 

 

Die Redner der Regierungskoalition warfen der 
Fraktion Die LINKE vor, dass sie an anderen 
Stellen mehr Ausgaben forderten, aber keine 
solide Gegenfinanzierung zu ihren Vorschlägen 
vorlegen würden. Es bleibe bei dem Beschluss, 
die Mehrwertsteuer zu erhöhen, um die Lohnzu-
satzkosten senken zu können und um die Haus-
haltskonsolidierung voranzutreiben. Diese Ziele 
seien mit einer Konjunkturaufhellung noch nicht 
erreicht. Die vorgesehene Steuererhöhung sei 
ein Baustein zur Erfüllung der Maastricht-
Kriterien, so die SPD-Abgeordnete Petra Hinz. 
Zwar sei die Anhebung der Mehrwertsteuer 
„sicher nicht das Ziel der SPD gewesen“, doch 
habe man im Rahmen der Koalition ein gemein-
sames Konzept beschlossen, das auch gemein-
sam umgesetzt werde. 

 

Mehrwertsteuer entlastet Staatshaushalt 
 

Nach dem Koalitionsvertrag soll die Mehr-
wertsteuer um 3 Prozentpunkte auf 19 Prozent 
angehoben werden. Um dem beginnenden Auf-
schwung Zeit zu geben, soll die Erhöhung erst 
im Jahr 2007 in Kraft treten. Der ermäßigte 
Steuersatz von 7 Prozent bleibt unverändert. 
Zwei Prozentpunkte der Erhöhung sollen zur 
Sanierung des Haushalts verwendet werden 
und ein Prozentpunkt zur Senkung der Lohnzu-
satzkosten. 

Iran-Atomprogramm 
 

In der Aktuellen Stunde der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zum Thema „Warnungen vor einer 
Militarisierung der Auseinandersetzung um das 
iranische Atomprogramm“ haben sich die Redner 
und Redne-rin der Regierungskoalition gegen die 
Diskussion über eine etwaige militärische Optio-
nen gegen den Iran ausgesprochen. 

 

Gefragt seien vielmehr Geschlossenheit und ge-
meinsames Handeln der internationalen Staaten-
gemeinschaft, sagte Staatsminister Gernot Erler. 
Erler betonte, Teheran habe den Verhandlungen 
mit den „EU-3" (Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien) durch die Wiederaufnahme der Aktivi-
täten zu einer Urananreicherung „einseitig und 
mutwillig" die Grundlage entzogen. Die Sorgen 
der Staatengemeinschaft würden bestärkt durch 
wiederholte und nicht hinnehmbare Schmähun-
gen durch Irans Präsident Mahmud Ahmadined-
schad an die Adresse Israels. Die Experten der 
Fraktion Rolf Mützenich, Uta Zapf, Andreas Wei-
gel und Steffen Reichel warnten vor einer Stär-
kung der atomaren Militärdoktrin. Sie würde den 
neuen terroristischen Bedrohungen nicht gerecht. 
Vielmehr verleite das Festhalten an atomaren 
Waffen andere Staaten diese für sich selbst vor-
zuhalten. Gefragt sei vielmehr ein globales Si-
cherheitskonzept, dass die gemeinsame Sicher-
heit und Abrüstung auf die internationale Agenda 
setzt. Als nicht hinnehmbar wurde auch die Hal-
tung von Ex-Verteidigungsminister Rupert Scholz 
(CDU) kommentiert, der sich gegenüber einer 
Zeitung für die atomare Bewaffnung Deutsch-
lands ausgesprochen hatte. 

Diese Woche im Parlament 

A K T U E L L E  S T U N D E  



A U S S E N  

Grundfreiheiten beim Umgang mit 
Gefangenen 

 

Der Deutsche Bundestag hat am 26. Januar den 
Antrag der Koalition „Für die Einhaltung von 
grundlegenden Menschenrechten und Grund-
freiheiten beim Umgang mit Gefangenen“ (Drs. 
16/431) beschlossen. 

 

 Der Bundestag hat an seinem Bekenntnis fest-
gehalten, den internationalen Terrorismus mit 
allen rechtsstaatlichen Mitteln zu bekämpfen. 
Die Koalition bekräftigte mit ihrem Antrag vor 
allem noch einmal, dass auch für die Gefange-
nen in Guantanamo die grundlegenden Men-
schenrechte und Grundfreiheiten gelten. Durch 
den Beschluss unterstützt der Bundestag die 
Bundesregierung in ihrer Forderung, das Lager 
in Guantanamo zu schließen. 

 

Hintergrund 

Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 
in den USA und dem Krieg in Afghanistan wer-
den auf dem US-Militärstützpunkt auf Kuba mut-
maßliche Taliban- und al-Qaida-Kämpfer fest-
gehalten. Sie werden dabei von den USA nicht 
als Kriegsgefangene, sondern als „feindliche 
Kämpfer“ geführt. Nach der Genfer Konvention 
sind gefangene Personen bei Unklarheiten über 
deren Status, solange nach den Bestimmungen 
des Genfer Abkommens III zu behandeln, bis 
der Status durch ein Gericht geklärt wurde. 
Streng verboten sind insbesondere ihre Tötung, 
jede Gefährdung ihrer Gesundheit, Gewaltan-
wendung, Folter, Verstümmlung, Bedrohung, 
Beleidigungen, Erniedrigungen und das öffentli-
che Zuschaustellen. Das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit und die Ehre der Gefangenen 
sind unter allen Umständen zu schützen. 

 

  

Vereinfachung der abfallrechtlichen 
Überwachung 

 

Am 26. Januar hat der Bundestag in 1. Lesung 
den Regierungsentwurf zur Vereinfachung der 
abfallrechtlichen Überwachung (Drs. 16/400) ein-
gebracht. Damit sollen Form und Struktur der ab-
fallrechtlichen Überwachung an die Vorgaben des 
EG-Rechtes angepasst werden. 

 

Effizientere Ausgestaltung 

Der Gesetzentwurf hat das Ziel, die abfallrechtli-
che Überwachung nachhaltig zu vereinfachen 
und gleichzeitig effizienter auszugestalten. Wir 
wollen Unternehmen in allen Verwaltungsberei-
chen von bürokratischen Pflichten und Kosten 
entlasten. Bislang hat das deutsche Überwa-
chungsrecht die entsprechenden EG-rechtlichen 
Vorgaben zwar inhaltlich korrekt, aber nicht in 
begrifflicher und struktureller Identität mit dem 
EG-Recht umgesetzt, so der zuständige Bundes-
minister Sigmar Gabriel. Dies bringe Abweichun-
gen zur abfallrechtlichen Überwachung in ande-
ren Mitgliedstaaten mit sich und stelle insbeson-
dere grenzüberschreitend tätige Unternehmen 
vor Probleme. 

 

 Mit der geplanten Anpassung werden diese 
Probleme verhindert. Außerdem werden mit ihr 
die reibungslose Umsetzung künftiger Änderun-
gen der Überwachungsvorgaben der EG gewähr-
leistet. Zusätzlich soll sowohl im abfallrechtlichen 
Nachweisverfahren als auch in den Einzelverord-
nungen über die Verwertung oder Beseitigung 
bestimmter Abfälle die elektronische Form einge-
führt werden. So wird die Nachweisführung ver-
einfacht, zudem sind damit die Nachweisdaten 
schneller verfügbar und können effizienter ausge-
wertet werden. 

 

   Diese Woche im Parlament 

U M W E L T  



W I R T S C H A F T  

Jahreswirtschaftsbericht 2006  

 

Am 26. Januar 2006 wurde im Deutschen Bun-
destag der Jahreswirtschaftsbericht 2006 mit 
dem Titel „Reformieren, investieren, Zukunft 
gestalten – Politik für mehr Arbeit in Deutsch-
land“ diskutiert. 

Die Bundesregierung hat ihre bisherige Erwar-
tung von ursprünglich 1,2 Prozent Wirtschafts-
wachstum für dieses Jahr auf 1,4 Prozent nach 
oben korrigiert. Auf dem Arbeitsmarkt wird sich 
die Lage im Verlauf des Jahres ebenfalls 
verbessern. Die Bundesregierung schätzt, dass 
die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt um 
350.000 Personen fällt. Voraussichtlich werden 
auch wieder mehr Menschen erwerbstätig sein. 

 

Sanieren, Reformieren und Investieren 

Die Bundesregierung setzt in ihrer wirtschafts-
politischen Strategie auf einen Dreiklang aus 
Sanieren, Reformieren und Investieren. Gesun-
de und tragfähige Staatsfinanzen sind eine we-
sentliche Grundlage für die Rückkehr auf einen 
höheren Wachstumspfad. Gleichzeitig brauchen 
wir strukturelle Reformen insbesondere in den 
sozialen Sicherungssystemen, um sie dauerhaft 
zu stabilisieren. Die bereits umgesetzten, um-
fassenden Reformen auf dem Arbeitsmarkt wer-
den, wo nötig, weiterentwickelt und angepasst. 
Damit inländische und ausländische Unterneh-
men in Deutschland wieder mehr investieren, 
werden die steuerlichen Rahmenbedingungen 
insbesondere für Unternehmen weiter verbes-
sert. Mittelständler und Existenzgründer werden 
im Rahmen eines Mittelstandsentlastungsgeset-
zes von bürokratischen Vorschriften entlastet. 
Im Rahmen einer Mittelstandsinitiative wird die 
Bundesregierung darüber hinaus die Finanzie-
rungsbedingungen für kleine und mittelständi-
sche Unternehmen weiter verbessern. 

 

Gedenktag für die Opfer des National-
sozialismus 

Am Freitag, dem 27. Januar 2006 fand im Deut-
schen Bundestag eine Gedenkstunde für die Op-
fer des Nationalsozialismus statt. Am 27. Januar, 
vor nunmehr  61 Jahren wurde das Vernichtungs-
lager Auschwitz durch die Rote Armee befreit. 
Auschwitz steht dabei symbolhaft für den vieler-
orts durchgeführten Völkermord und für die Millio-
nen Opfer, die durch das Regime des Nationalso-
zialismus entrechtet, verfolgt und ermordet wur-
den. 

 

Weltweiter Gedenktag 

Dieser für Deutschland ganz besondere Gedenk-
tag ist 1996 in Deutschland zum Tag des Geden-
kens an die Opfer des Nationalsozialismus erklärt 
worden. Seitdem begeht der Deutsche Bundes-
tag diesen Tag jährlich im Rahmen einer Feier-
stunde. Seit letztem Jahr ist der 27. Januar übri-
gens auch weltweit der offizielle Gedenktag für 
die Opfer des Nationalsozialismus. 

 

 Hauptredner war in diesem Jahr Prof. Dr. h.c. 
Ernst Cramer, Publizist und Überlebender der 
NS-Verfolgung. Prof. Cramer, der sich in den 
1930er Jahren in der jüdischen Jugendbewegung 
in Deutschland engagierte, wurde nach der 
Reichspogromnacht im Konzentrationslager Bu-
chenwald inhaftiert, konnte aber 1939 in die USA 
emigrieren. Nach dem Krieg engagierte er sich 
sehr für die deutsch-jüdische Versöhnung. 

 

 Auch in diesem Jahr kamen 80 Jugendliche aus 
Deutschland, Frankreich und Polen auf Einladung 
des Deutschen Bundestags nach Berlin, um in 
dieser vergangenen Woche an einer internationa-
len Jugendbegegnung zu diesem Gedenktag und 
an der Sonderveranstaltung im Deut-schen Bun-
destag teilzunehmen.  

   Diese Woche im Parlament 

G E D E N K T A G  


